
 

 Wer Europa einen kann.  
Laura Fischer 

Zum ersten Mal in Österreichs Geschichte ist Bildung 
kein elitäres Gut mehr. 

Durch Programme wie Erasmus nimmt ein viel größerer Teil der Bevölkerung die Rolle der 
wenigen kosmopolitischen „Weltbürger“ der Wiener Moderne ein. In einem sich wieder 
entfremdenden Europa kommt damit aber auch eine neue Verantwortung. 

Als Eva zum ersten Mal nach Rumänien kommt, hängen in den Straßen EU-Fahnen. Es ist 
2007, Rumänien ist gerade der EU beigetreten und das Land ist erfüllt von Hoffnung und 
Euphorie. Auf Anraten ihres Professors, Eva ist Romanistik-Studentin, verbringt sie ein 
Austauschjahr in dem Land, aus einem Bauchgefühl heraus, ohne viel darüber zu wissen. 
Zwei Sprachkurse hat sie gemacht, „wie viel kostet das?“, kann sie sagen, und „guten 
Abend“. Am Anfang nimmt sie in Gasthäusern noch die Tasche mit auf die Toilette, sonst 
wird sie geklaut, denkt sie. Später beginnt sie, die Tasche auf dem Tisch zu lassen, wenn 
sie auf die Gasthaustoilette geht. Geklaute Taschen sind kein Thema mehr, dafür aber 
Gasthäuser, Cafés und Bars in der Studentenstadt Cluj-Napoca. Mit Freunden kauft sie 
sich einen Stapel rumänischer Bücher, sitzt den ganzen Tag im Caféhaus und übersetzt sie, 
abends folgen Freunde, Bier und Wein. Eva ist begeistert. 

Ioana ist in Cluj-Napoca geboren, etwas später als Eva. Mit vierzehn kommt sie zum ersten 
Mal nach Wien, ins Sommerschulprogramm eines Gymnasiums, um ihr Deutsch aufzu-
bessern. Ein Jahr später fragen ihre Eltern sie, ob sie nicht für ein ganzes Jahr nach Wien 
in die Schule gehen möchte. Ioana sagt ja und verbringt das nächste Jahr an der There-
sianischen Akademie als außerordentliche Schülerin. Wien ist anders als Cluj, in Wien hat 
sie das Gefühl, mehr Chancen zu haben, mehr Perspektiven. Ioana strengt sich an in der 
Schule, so sehr, dass sie von einer außerordentlichen zu einer regulären Schülerin wird – 
und bleiben kann. Heute studiert sie Politikwissenschaft in Wien, nach Rumänien fährt sie 
nur noch zu Besuch. 

Hätten Ioana und Eva vor dreißig Jahren studiert, hätte Ioana wohl nie Österreich, Eva 
wohl nie Rumänien kennengelernt. Beide hätten nicht erfahren, wie an anderen europäi-
schen Unis unterrichtet wird, oder wie Studierende in anderen Städten leben. Erst seit 
2007 für rumänische Studierende, seit 1995 für österreichische, gibt es die Freiheit, sich in 
allen Mitgliedsstaaten uneingeschränkt bewegen zu können. Es ist eine wiedererlangte 
Freiheit, denn langsam wird Europa wieder zu dem, was es einmal war, oder zumindest 
sein wollte: Ein Kontinent der Bruder- und Schwesterstaaten, ohne Pässe, ohne Visa. 

„Wir vermochten kosmopolitischer zu leben, die ganze Welt stand uns of-
fen. Wir konnten reisen ohne Pass und Erlaubnisschein, wohin es uns be-
liebte, niemand examinierte uns auf Gesinnung, auf Herkunft, Rasse und 
Religion“, schreibt Stefan Zweig in seiner viel zitierten „Welt von gestern“. 

Als die Welt kleiner wurde 
In Zweigs Welt war, zumindest für eine 
kleine Bildungsoberschicht, Europa frei 
zugänglich. Weltbürger nannten sie sich, 
Maler, Schriftsteller und Dichter, die mal 
nach Paris gingen, mal nach Warschau. 
Identität war ein loser Begriff, in einem 
Europa der verbündeten und verbunde-
nen Elite. Wo soll man einen Egon Erwin 
Kisch verorten, Schriftsteller und Jour-
nalist, der in einer deutschsprachigen 
jüdischen Familie in Prag aufwuchs, der 
nach Österreich reiste, eine deutsche Uni-
versität besuchte und schließlich wieder in 
Prag publizierte? Wo einen Pablo Picasso, 
der zwischen Spanien und Frankreich 
pendelte, wo eine Marie Holzer, ebenfalls 
Schriftstellerin und Journalistin, die sich 
zwischen Czernowitz, Prag und Innsbruck 
bewegte? Die Wiener Moderne be-
schränkte sich nicht auf die Stadtgrenzen, 
das Fin de Siècle war keine französische 
Bewegung, sondern eine europäische. 

Kosmopolitismus galt als Gegensatz zum 
provinziellen, zum nationalistischen, man 
verstand sich nicht nur als Botschafter 
der Kultur im fremden Land, sondern, 
vor allem im Fall Stefan Zweigs, als Bot-
schafter des Friedens. Wo ein Austausch 
besteht, wo die vermeintlich verfeindete 
Gegenseite bereist und betrachtet wird, 
kann es doch keinen Krieg geben? Schon 
damals, in einer nicht digitalisierten Welt, 
in der Städte einander viel ferner schienen 
als heute, waren sich die gebildeten Pro-
zente gesinnungstechnisch näher als zwei 
Staatsbürger eines Volkes. 

1942 war die von Zweig gezeichnete Welt 
gemäß des Buchtitels bereits vergangen, 
die Weltkriege hatten eine Zeit der poli-
tischen und gesellschaftlichen Trennung 
eingeläutet, die rasch nach dem zweiten 
Weltkrieg durch die Teilung Europas nur 
noch verstärkt wurde: „All die Erniedri-
gungen, die man früher ausschließlich 

für Verbrecher erfunden hatte, wurden 
jetzt vor und während einer Reise jedem 
Reisenden auferlegt. Man musste sich 
photographieren lassen von rechts nach 
links, im Profil und en face, das Haar so 
kurz geschnitten, dass man die Ohren se-
hen konnte, man musste Fingerabdrücke 
geben, erst nur den Daumen, dann alle 
zehn Finger, musste überdies Zeugnisse, 

Gesundheitszeugnisse, Impfzeugnisse, 
polizeiliche Führungszeugnisse, Empfeh-
lungen vorweisen, musste Einladungen 
präsentieren können und Adressen von 
Verwandten, musste moralische und 
finanzielle Garantien bringen, Formulare 
ausfüllen und unterschreiben in dreifa-
cher, vierfacher Ausfertigung, und wenn 
nur eines aus diesem Schock Blätter fehlte, 
war man verloren.“ Es ist, als hätte Stefan 
Zweig den eisernen Vorhang vorausge-
ahnt und beschrieben. 

Als die Welt kälter wurde 
Während der Westen nach dem Krieg un-
ter Schock stand, aus dem schließlich die 

EU geboren wurde, entstand ein weiterer 
Keil, diesmal in der Mitte Europas. Das 
eine gute Zugstunde entfernte Bratislava 
rückte immer weiter weg von Wien, bis es 
hinter Zäunen und Wachen verschwand. 
Dass gerade die intellektuelle Literaten-
szene von Prag und Wien nur wenige 
Jahre zuvor kaum trennbar gewesen war, 
schien längst vergessen. 

Trotzdem etablierten sich Kunst und 
Medien weiterhin als Vehikel, um inter-
national zu verbinden, und wurden dem-
entsprechend von Regierungen als Be-
drohung anerkannt. Während im Westen 
1984 die Idee zum kulturübergreifenden 
Sender Arte entstand, der die ehemals 
verfeindeten Staaten Deutschland und 
Frankreich verbinden sollte, war zur selben 
Zeit in der Tschechoslowakei Deutsch-
unterricht nicht gern gesehen, ermöglich-
te er den Menschen doch, das Radio von 
über der Grenze zu verstehen. 

Einer dieser Radiosender, die es vom 
Westen in den Osten schafften, war das 
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Radio Freies Europa, eine in München 
angesiedelte Station, die ab 1951 in die 
Tschechoslowakei sendete, später auch 
nach Ungarn, Polen, Bulgarien und Ru-
mänien. Zwar stand sie in der Kritik, ein 
politisches Werkzeug der USA zu sein, da 
sie von US-Amerikanern gegründet und 
finanziert wurde, der WDR berichtete 
von Vorwürfen, es handle sich um ein 
„CIA-gesteuertes Propaganda-Organ“. 
Mitarbeiter waren jedoch auch ins Exil 
geflohene Tschechoslowaken, Studenten, 
Künstler, politisch interessierte Menschen, 
die geflohen waren, und dort ein Sprach-
rohr bekamen, um über ihre Erfahrungen 
zu berichten und eine Verbindung in den 
Osten herzustellen. 

Pavel Tigrid war einer dieser Ex-Tschecho-
slowaken. Tigrid wurde im noch öster-
reichisch-ungarischen Prag geboren und 
studierte Jus. Als Student gründete er 
einen Theaterverein und eine Zeitschrift, 
den „Studentský Časopis“, später wurde er 
Schriftsteller, Journalist und Herausgeber. 
Nach der Machtübernahme der kommu-
nistischen Partei in der Tschechoslowakei 
flüchtete er nach Deutschland, wo er 
mithalf, den Sender Radio Freies Europa 
zu gründen, später wurde er Leiter der 
Sendungen für seine alte Heimat. 

„Wir wollen Sie regelmäßig und wahr-
heitsgemäß darüber informieren, was in 
der freien westlichen Welt geschieht. Wir 
werden Ihnen mitteilen, wie die freie Welt 
der sowjetischen Aggression begegnet, 
wie sie sich politisch und militärisch verei-
nigt und wie der Gedanke eines vereinten 

Europas immer mehr Widerhall findet“, 
verkündete Pavel Tigrid in einer der ersten 
Sendungen von Radio Freies Europa. 

Egal ob US-Propagandaorgan oder nicht, 
Tigrid war von denen, die weiterhin von 
einem freien Europa träumten, ein Schrift-
steller, ein Intellektueller, der sich als 
Bindeglied zwischen Ost und West sah. 

Trotz solcher Botschafter aus dem Osten 
– Tigrid war nicht der einzige, dem die 
Flucht gelang – war das Verhältnis zwi-
schen den einzelnen europäischen Staaten 
weitgehend gebrochen, mit Bruchstellen 
entlang der neuen politischen Grenzen. 
Als die Zäune vor dreißig Jahren fielen, 
ging ein Seufzer der Erleichterung durch 
Europa. Doch wer Deutschland jahrzehn-
telang als Feind wahrnahm oder für wen 
umgekehrt alles unter russischem Einfluss 
zum republikanisierten Bösen geworden 
war, der ist durch das bloße Fehlen eines 
Zauns schwer umzustimmen. 

Als die Welt größer wurde 
Wer sich dieses Problems schon früh an-
nahm, ursprünglich aus persönlichem Mo-
tiv, war „mamma Erasmus“, Sofia Corradi. 
In den 50er Jahren ging die Römerin dank 
eines Stipendiums in die USA, um dort Jus 
zu studieren. Als sie zurückkehrte fehlten 
ihr noch drei Prüfungen und eine Ab-
schlussarbeit, die italienische Universität 
wollte die in den USA gemachten Prüfun-
gen jedoch nicht anerkennen. Nachdem 
sie ihren Abschluss schließlich doch in 
Italien machte, wurde sie wissenschaft-
liche Beraterin, die Idee, Universitätsstu-

dien miteinander kompatibel zu machen, 
ließ sie jedoch nicht los. 1969 verfasste 
sie die folgende Notiz, die eine erste Idee 
des Erasmus-Programms enthielt: „Der 
Student kann, auch wenn er keiner im 
Ausland lebenden Familie angehört, einen 
Teil seines Lehrplans an ausländischen 
Universitäten beantragen und ihn zur 
vorläufigen Genehmigung dem Fakultäts-
vorstand vorlegen. Der Vorstand kann 
die Gleichwertigkeit erklären, die wirksam 
wird, wenn der Student die im Ausland 
durchgeführten Studien nachweist.“ Diese 
Notiz wurde von ihren Kollegen im akade-
mischen Bereich zu einer Rektorenkonfe-
renz weitergetragen, wo das „Abkommen 
über die Anerkennung von Auslands-
studien" zustande kam, gleichzeitig nahm 
der italienische Bildungsminister die Idee 
auf und verarbeitete sie in einer italieni-
schen Bildungsreform. Diese „Position von 
großer europäischer und internationaler 
Offenheit“, wie der Senat es formulierte, 
wurde 1976 auf europäischer Ebene ver-
ankert, es dauerte noch weitere elf Jahre, 
bis die Idee schlussendlich zum heute be-
kannten Erasmus-Programm wurde. 

Das Projekt Erasmus war ein Meilenstein 
im Bemühen um ein vereintes Europa. 
Bereits 1987 nahmen alle 28 heutigen Mit-
gliedsstaaten teil, dazu Norwegen, Island, 
Liechtenstein, die Schweiz und die Türkei. 
Lange Zeit gab es wenig, was all diese 
Länder verband, das Konzept des Kosmo-
politismus, das die Grundlage des Eras-
mus-Programms bildet, war seit Anfang 
des Jahrhunderts nicht mehr in dieser 
Form im allgemeinen Bewusstsein so vieler 
Staaten verankert gewesen. 

Mit dem Fokus auf Hochschulbildung 
bleibt jedoch dieselbe Hürde, wie zur Zeit 
der Welt von Gestern. Kultureller Aus-
tausch und internationale Erfahrungen 
blieben einer gebildeten universitären Eli-
te vorbehalten. Der Unterschied: Im Win-
tersemester 1899/1900 betrug die Anzahl 
der Studierenden an der Uni Wien 6320 
Studierende. 2019 betrug sie mehr als das 
Zehnfache, 89.503 Studierende waren an 
der Uni Wien eingeschrieben. Durch die 
Bildungsreform unter Kreisky wurde der 
Hochschulzugang auch bildungsfernen 
Teilen der Bevölkerung zugänglich, nach-
dem die Studiengebühren abgeschafft 
worden waren, stieg die Anzahl der Stu-
dierenden immer weiter an. Dieser Unter-

schied mag wohl eine der relevantesten 
Veränderungen im Bildungsbereich der 
letzten hundert Jahre sein. Denn in einem 
demokratischen Österreich, in einem de-
mokratischen Europa, ist es das Volk, ist es 
die Mehrheit, die den Diskurs vorgibt. Je 
niederschwelliger der Zugang zu Bildung 
und Aufklärung, desto näher die Möglich-
keit auf einen Blick über den nationalen 
Tellerrand hinaus. 

Der größte Schritt in Richtung Überwin-
dung der Bildungshürde war aber der 
österreichische EU-Beitritt 1994. Plötz-
lich war Reisen und die Welt entdecken, 
zumindest im Rahmen der Union, nicht 
mehr den „Weltbürgern“ vorbehalten, den 
Intellektuellen, die es sich leisten konnten. 
Personenfreiheit bedeutet, dass jeder 
Berufsstand sich über die Grenzen hinaus 
bewegen kann. Für Österreich war diese 
Veränderung deutlich spürbar, noch mehr 
aber für Länder, in denen diese Freiheit 
historisch nicht gegeben war, Rumänien 
zum Beispiel. Gingen rumänische Schrift-
steller wie Max Blecher ein Jahrhundert 
zuvor wie selbstverständlich nach Paris, 
war es in dieser Selbstverständlichkeit erst 
wieder zur Zeit des rumänischen EU-Bei-
tritts möglich. 

25 Jahre nach dem österreichischen 
Beitritt hat sich viel getan. EU-Bürger 
leben und arbeiten mittlerweile über-
all in Europa. Unternehmen haben ihre 
Dependancen über den ganzen Kontinent 
verstreut und auch die Politik ist über 
Landesgrenzen hinweg kaum mehr von-
einander lösbar. Trotzdem ist die EU-Eu-
phorie längst nicht mehr auf einem Level 
wie 2007 in Rumänien. Nur ein Drittel aller 
Österreicher und Österreicherinnen füh-
len sich 2019 „voll und ganz“ als Europäer 
bzw. Europäerin, in Rumänien stieg die 
Kennzahl immerhin von 18 Prozent 2018 
auf 30 Prozent im Frühling 2019. 

An jenen beiden Ländern sieht man, dass 
viele der heutigen Probleme in der EU 
weiterhin an den alten Grenzlinien ver-
laufen. Rumänien ist als eines von wenigen 
Mitgliedsländern nicht Teil des Schen-
genraums. Der Westen hat Angst vor 
Masseneinwanderungen, Rumänien fühlt 
sich allein gelassen mit einer weiterhin 
korrupten Politik und als EU-Land zweiter 
Klasse. 2007 war man überzeugt, mitten 
im Aufschwung zu stehen, mit einem star-

ken Brüssel im Rücken. Heute korrelieren 
Korruption und Auswanderung, zwischen 
2007 und 2017 haben 17 Prozent der Be-
völkerung, also ca. 3,4 Millionen Rumänen, 
das Land verlassen. 

Auf der anderen Seite sind es wieder 
Künstlerinnen, wieder Studierende, 
Schriftsteller und Autorinnen, die sich 
zu Europa bekennen. „Ich fühle mich 
als Europäerin“, sagte die rumänische 
Schriftstellerin Dana Grigorcea einmal 
in einem Interview, auch sie jemand mit 
europäischem Lebenslauf, mit Stationen 
in Bukarest, Gent, Krems, Brüssel und 
Zürich. Sie ist nicht die einzige. Unzählige 
Künstler und Intellektuelle haben sich in 
den letzten Jahren zu einer europäischen 
Identität bekannt, auch angesichts einer 
erneut drohenden Entfremdung zwischen 
den Ländern. So wie zu Anfang des Jahr-
hunderts sind sie die Vorreiter wenn es um 
Kommunikation zwischen den Ländern 
geht. Heute ist diese Elite jedoch keiner 
unerreichbaren Oberschicht mehr vor-
behalten. Eva und Ioana gehören dazu, 
genauso wie unzählige Studierende und 
auch nicht Studierende, Unternehme-
rinnen, genauso wie Sportlerinnen, und 
sogar Schülerinnen. Bildung ist nicht mehr 
unerreichbar, genauso wenig wie Auf-
klärung. Durch Programme wie Erasmus 
kann mittlerweile jeder zum internationa-
len Botschafter werden, kann sich jeder 
für interkulturelle Kommunikation einset-
zen. Die Möglichkeiten sind da, viel mehr 
als je zuvor. Wir müssen sie nur nutzen. 

Laura Fischer, 
Jahrgang 1998, ist geborene Wienerin 
mit europäischen Wurzeln und studiert 
Rechtswissenschaften an der Uni-
versität Wien. Sie wurde 2019 für ihre 
Reportage über islamistische Radikali-
sierung mit dem Prälat-Leopold-Ungar-
Preis, dem höchstdotierten Journalis-
tInnenpreis Österreichs, ausgezeichnet. 
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Was bleibt, wenn das   
Coronavirus geht?    
Lernen aus der COVID 19-Viruspandemie für Europa. 
Martin Hutter 

 

Bereits wenige Wochen nach dem ersten Auftreten 
und noch ehe das volle Ausmaß abseh- und bestimm-
bar ist, lässt sich mit ziemlicher Gewissheit voraus-
sagen, dass die COVID-19 Viruspandemie auf das 
Sozial-, Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der 
Europäische Union (EU) und ihrer Mitgliedstaaten 
beträchtlich einwirken wird. 

Blickt man auf die jüngere Geschichte Europas zurück, so zählt die Viruspandemie schon 
jetzt zu den größten politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zäsuren der letz-
ten Jahrzehnte. Die beiden anderen weltgeschichtlichen Einschnitte für Europa waren 

- die von den Zivilgesellschaften angestoßenen weitestgehend friedlich ausgetragenen 
Revolutionen in den osteuropäischen Staaten 1989, die die mehr als 40 Jahre dauernde 
Spaltung Europas in West und Ost beendete sowie für mehrere Staaten den Eintritt in 
das westliche (nordatlantische) Militärbündnis NATO und in die EU (Fünfte Erweiterung 
2004, Sechste Erweiterung 2007 sowie Siebte Erweiterung 2013) ermöglichte, und 

- die Banken-, Finanz- und die später sich daraus entwickelnde Wirtschafts- und Staats-
schuldenkrise ab 2008, die die wirtschaftliche und soziale Kohäsion der EU ins Wanken 
brachte und Unzulänglichkeiten der Währungszone des Euro, insbesondere das Fehlen 
„eines konsistenten ordnungspolitischen Rahmens“1, aufzeigte. 

Thesen zur Coronakrise mit Bezug zur Europäischen Union  
Auch wenn die Bewältigung der Coronakrise durch die Europäische Union und ihre Mit-
gliedstaaten erst ganz an ihrem Anfang steht, so zeigen sich bereits erste Konturen für 
Lernansätze, die in den nachfolgenden Thesen formuliert sind: 

Der Staat und internationale Staatengemeinschaften sind die wichtigsten Akteure 
für die Bewältigung grenzenloser Pandemien. 
Während weltweit agierende Unternehmen Umweltbelastungen und andere Auswir-
kungen ihres globalen Handelns häufig auf Dritte übertragen (die Volkswirtschaftslehre 

1 https://blog.zeit.de/herdentrieb/files/2018/12/wirtschafts-

dienst_12-2018_839-858-Zeitgespraech_20_Jahre_Euro.pdf 

spricht hier von Externalitäten) - unbe-
dankterweise auf Staaten, die als Völker-
rechtssubjekte durch internationales 
Handels- und Investitionsrecht erst den 
legislativen Weg für den globalen Han-
del freimach(t)en -, bleibt die operative 
Verantwortung für die Eindämmung der 
Viruspandemie und die Stützung der Wirt-
schaftsteilnehmer (Groß- und Kleinunter-
nehmen, KonsumentInnen) beim Staat 
und bei internationalen Staatengemein-
schaften, wie der Europäischen Union. 

Dem Nationalstaat wurde bis vor wenigen 
Jahren ein baldiges Ende vorausgesagt: 
„Die Nationen sind tot, sind aber die ein-
zigen, die es noch nicht wissen" (Robert 
Menasse)2. Dabei wurde übersehen, dass, 
wie es der gleichermaßen bekannte wie 
verfemte Staatsrechtler Carl Schmitt3 

ausdrückte, derjenige „souverän ist, wer 
über den Ausnahmezustand entscheidet“. 
Dieses Verständnis wurde von einem 
Staat, Ungarn, sehr rigoros umgesetzt und 
zog weite Kritik auf sich. Andere betroffe-
ne Staaten verhängten einen temporären 
und örtlichen Ausnahmezustand (Portu-
gal, Spanien), während der Großteil der 
Staaten vergleichsweise moderat agierte. 
Die Aktivitäten der überwiegenden An-
zahl der Staaten erfolgte dabei mit Blick 
auf vorhandene wissenschaftliche Grund-
lagen und ohne Gewinnabsichten. 

Der bulgarische und in Wien tätige Poli-
tikwissenschafter Ivan Krastev sieht die 
Zukunft der Europäischen Union nach der 
Viruspandemie als eine „viel zentralisiertere 
Union oder einen fragmentierten Staaten-
bund“4. Ob diese Prognose, die der holz-
schnittartigen Zuspitzung der Fragestel-
lung „mehr Europa oder weniger Europa?“ 
anhängt, auch zutrifft, wird sich weisen. 

Öffentliche Daseinsvorsorge sollen von 
neuerlichen Liberalisierungen ausge-
nommen werden. 
Die unerfreulichen Zustände in Gesund-
heitssystemen von Ländern, in denen Pri-
vatisierung und Liberalisierung zeitweise 
Primat der Politik war, aber auch die Bilder 
von sich selbst isolierenden Mitarbeiter-

Innen kommunaler Betriebe, um einen 
störungsfreien Betrieb zu gewährleisten, 
führen die gesellschaftliche Bedeutung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge in Zeiten 
einer Pandemie vor Augen. 

Auf Ebene der Europäischen Union wurden 
seit Beginn der 1980er-Jahre zahlreiche 
öffentliche Dienstleistungen für den Wett-
bewerb geöffnet. Die Europäische Union 
will diesen Weg fortführen5. Diese Libera-
lisierungspolitik schwächt den Gedanken 
des Gemeinwohls und rückt wirtschaftliche 
Gründe in den Mittelpunkt der Entschei-
dung. Ländern und Gemeinden gehen da-
bei ein wesentlicher Gestaltungsspielraum 
und auch Arbeitsplätze verloren, während 
die Sicherheit der Versorgung nicht mehr 
lückenlos gewährleistet ist. 

Wien hat sich aus all diesen Gründen stets 
gegen den Zwang zu Liberalisierungen 
der öffentlichen Dienstleistungen und 
für die Aufrechterhaltung der wirtschaft-
lichen Wahlfreiheit von Gemeinden und 
Regionen in Europa ausgesprochen. Die-
ser Weg scheint durch die aktuelle Krise in 
seiner bisherigen Ausrichtung bestätigt zu 
werden. 

Die Stärkung des lokalen Wirtschaftens 
und von lokalen Wertschöpfungsketten 
erhöht die Resilienz von Gesellschaften. 
Die Globalisierung verlor bereits vor Aus-
bruch der Viruspandemie an Fahrt: Die 
seit 2013 ausgehandelte „Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft“ 
(Transatlantic Trade and Investment Part-
nership „TTIP“) zwischen der EU und den 
USA liegt seit einigen Jahren auf Eis. Beide 
Wirtschaftsblöcke überboten sich zeitwei-
se mit angedrohten und manchmal auch 
tatsächlich eingeführten gegenseitigen 
Strafzöllen. Die Ratifizierung des Freihan-
delsabkommen zwischen der EU und den 
südamerikanischen Mercosur-Staaten ist 
ungewiss, spätestens nach dem im Sep-
tember 2019 von Österreich parlamenta-
risch beschlossenen Veto. 

Lieferschwierigkeiten bei wichtigen, 
vorwiegend in China und Indien her-

gestellten medizinischen Gütern (Me-
dikamente, Schutzausrichtung), aber 
auch von Komponenten für industrielle 
Fertigungsstätten in Europa, in Kombi-
nation mit einer weiten Ausrichtung der 
Produktion nach dem „just in time“-Ge-
danken, zeigten schlagartig die Verletz-
lichkeit  der globalen Wirtschaft auf. Diese 
Situation offenbarte vielfach, dass bei 
medizinischen Gütern national nicht auf 
ausreichende Vorratshaltung geachtet 
wurde – für die Bevorratung von Erdöl und 
Erdölerzeugnisse gibt es hingegen eine 
eigene EU-Richtlinie (2009/119/EG), die 
von den EU-Mitgliedstaaten umzusetzen 
ist (in Österreich durch das  Erdölbevorra-
tungsgesetz 2012). Folglich traten auf dem 
Medizinmarkt beinahe gleichzeitig zu viele 
Nachfrager (Staaten) nach medizinischen 
Gütern auf, was zu Konkurrenzsituationen 
zwischen ihnen führte. Zwischenzeitig 
verhängte Exportsperren schufen zudem 
einen Geist fehlender Solidarität, der auch 
von der Europäischen Kommission stark 
gerügt wurde. 

Dies resultierte in  Vorschlägen und Forde-
rungen, medizinisch und pharmazeutisch 
wichtige Produktionen nach Europa zurück 
zu verlagern, um dadurch die Abhängig-
keit zu reduzieren und die Resilienz zu 
erhöhen. Es wird vermutet, dass sich einige 
dieser Gedanken zu staatenübergreifen-
den politischen Forderungen entwickeln 
und auch zu spezifischen Richtlinien auf 
europäischer Ebene führen könnten. 

Ob sich Ansätze zur Stärkung lokaler 
Produktionen und Wertschöpfungsketten 
ausbreiten und verfestigen werden, hängt 
maßgeblich von den KonsumentInnen, 
einem gesellschaftlichen Spin und auch 
einer sich stärker am Gedanken einer 
regionalen und lokalen Selbstversorgung 
orientierenden Politikausrichtung ab. 

Die Digitalisierung wird sich verstärken 
und könnte die soziale und territoriale 
Ungleichheit in Europa verschärfen.  
Die öffentliche Debatte über Digitalisie-
rung6 kreiste in den letzten Jahren um 
den Digitalisierungsschub in der Industrie 

2 https://www.derstandard.at/story/2000002711323/das-ende-der-nationalstaaten-naht 6 Der Begriff der Digitalisierung bezeichnet die Umwandlung von analogen Werten in 
3 https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/kultur/mehr-kultur/2055726-Zurueck-zur- digitale Formate und Verarbeitung oder Speicherung in einem digitaltechnischen System. 

harten-Tour.html Im Zusammenhang mit dem Phänomen einer (angestrebten) digitalen Gesellschaft und 
4 https://www.zeit.de/politik/2020-04/coronavirus-pandemie-deutschland-europa-eu- Wirtschaft ist der Begriff allerdings nicht präzise. Vielmehr wäre hier der Begriff Digitalität 

grenzen-asylrecht-ivan-krastev zu verwenden. 
5 https://www.wien.gv.at/wirtschaft/eu-strategie/daseinsvorsorge/allgemein.html 
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– Industrie 4.0 (Verzahnung der industriel-
len Produktion mit moderner Informati-
ons- und Kommunikationstechnik), Digita-
lisierung 2.0 (Prinzipien wie Ko-Kreation, 
Ko-Evolution, kollektive Intelligenz, Selbst-
organisation und Selbstregulierung) – und 
auch in der öffentlichen Verwaltung. Die 
mediale Debatte über das thematisch sehr 
weite Feld der Digitalisierung fokussierte 
in Europa hauptsächlich auf bloß zwei 
Themen: Die Stellung Europas im Verhält-
nis zu den beiden Wirtschaftsmächten 
USA und Asien insbesondere China, sowie 
der erwartete Verlust von Arbeitsplätzen 
infolge der digitalen Rationalisierung. 

Die kurzerhand verhängten Sperren von 
Schulen, Universitäten und teilweise 
auch von Büros führten vor Augen, dass 
Digitalität auch außerhalb von Industrie 
und Verwaltung eine Herausforderung 
für die Menschen darstellt. Die Digitalität 
verschärft soziale Ungleichheiten  nicht 
nur innerhalb der Gesellschaft – bildungs-
ferne Personen und ärmere Haushalte, die 
technisch nicht gut ausgestattet sind –, 
sondern könnte auch bereits bestehende 
Ungleichheiten bei der privaten Aus-
stattung mit Technologie zwischen dem 
wirtschaftlich prosperierenden Zentrum, 
der geographischen Mitte Europas, und 
der Peripherie7 im Südwest-, Süd- und 
Südosteuropa verschärfen. 

Zwei bearbeitete Datensätze vom Statisti-
schen Amt der Europäischen Union (Euro-
stat) sollen dies illustrieren: 

- Die Internet-Zugangsdichte der Privat-
haushalte in den 27 EU-Mitgliedstaaten 
(EU 27)8 beläuft sich im Jahr 2019 auf 
90% (9 von 10 Haushalten verfügen 
über einen Zugang zum Internet). 
Während das Zentrum eine überdurch-
schnittliche Zugangsdichte - Nieder-
lande (98%), Schweden (96%) sowie 
Dänemark, Deutschland und Luxem-
burg (jeweils 95%) – aufweist, so ist die 
Peripherie - Bulgarien (75%), Griechen-
land (79%), Portugal (81%) – weniger gut 
an das World Wide Web angebunden. 

- Erst das Vorhandensein eines Inter-
net-Zugangs ermöglicht Erwachsenen 
im Allgemeinen die Durchführung von 
(digitaler) Arbeit zuhause9, wie etwa 
Homeoffice. In der EU 27 arbeiteten im 
Jahr 2018 13,5% der erwachsenen Per-
sonen zuhause. Das Zentrum weist dazu 
überdurchschnittliche Werte aus – Nie-
derlande (38,4%), Länder Skandinaviens 
(jeweils über 29,0%) und Luxemburg 
(28,7%) -, während Erwachsene in der 
Peripherie – Bulgarien und Rumänien 
(jeweils unter 1,0%) sowie das von der 
Viruspandemie stark betroffene Italien 
(4,8%) und Spanien (7,5%) – weit selte-
ner zuhause arbeiten. 

Viele Dienstleistungen sind an den 
menschlichen Körper und seine Bewe-
gung im Raum gebunden. 
Die Reduktion oder gar das Verbot der 
Erbringung von Dienstleistungen als Be-
standteil der Eindämmung der Viruspan-
demie zeigt erst, wie viele und wie stark 
Dienstleistungen an den menschlichen 
Körper und seine Bewegung im Raum ge-
bunden sind. Dazu zwei Beispiele: 

- Die Beförderung von Fluggästen, aus 
geschäftlichen oder touristischen 
Gründen, ist eine Dienstleistung und 
bedeutet immer auch eine Raumüber-
windung des menschlichen Körpers als 

Passagier. Im Jahr 2018 wurden in der 
EU 996,3 Mio. Passagiere befördert, ein 
Plus von 45% gegenüber 201010. Mit der 
Einschränkung des Flugverkehrs infolge 
der Pandemie verzeichnete alleine der 
Flughafen Wien einen Rückgang des 
Passagieraufkommens im Zeitraum Jän-
ner bis März 2020 von rund 19%, nach-
dem das Passagieraufkommen zwischen 
2010 und 2019 ständig zunahm (2010: 
19,7 Mio., 2019: 31,7 Mio.; das ist ein Plus 
von 62%)11 . 

- Der Tourismussektor in der EU – die EU 
wies im Jahr 2017 einen Marktanteil von 
51% an den weltweit 1,32 Mrd. Ankünf-
ten auf und ist damit das am häufigsten 
bereiste Ziel - ist eine Dienstleistung, die 
den verreisenden Menschen zur Vor-
aussetzung hat. Dieser Sektor hat, bei 
Berücksichtigung der engen Verknüp-
fung mit anderen Wirtschaftsbereichen, 
einen Anteil von 10,3% am Bruttoin-
landsprodukt (BIP) und von 11,7% an 
der Gesamtbeschäftigung der EU12. In 
von der Finanzkrise 2008 gebeutelten 
Ländern ist Tourismus von eminenter 
wirtschaftlicher und beschäftigungs-
politischer Bedeutung: Der Anteil des 
Tourismus verdoppelte sich in Griechen-
land seit der Finanzkrise auf rund 10% 
im Jahr 201813. 

7 Zentrum und Peripherie sind wissenschaftlich begründete Begriffe der Geographie und 11 https://www.viennaairport.com/unternehmen/investor_relations/news/verkehrsergeb-

keinesfalls wertend gemeint. nisse?news_beitrag_id=1586346376889 
8 https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tin00134/default/table?lang=de 12 https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/126/tourismus 
9 https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=lfst_hhwahchi&lang=de 13 https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/international/2040092-Griechen-
10 https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ttr00012/default/table?lang=de lands-Tourismus-boomt.html 
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Bei der Bekämpfung der Folgen der 
Pandemie sind die Klimaschutzziele 
zwingend zu berücksichtigen. 
Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Union, inklusive 
Europäische Investitionsbank, zur Be-
kämpfung der Folgen der Viruspandemie 
sind größtenteils wirtschaftlicher und 
beschäftigungspolitischer Art: Unterstüt-
zung von Unternehmen und Absicherung 
von Arbeitsplätzen. Die Größenordnung 
dieser nationalen und europäischen Maß-
nahmen beläuft sich auf rund 3,4 Billionen 
(3.400 Milliarden) Euro (Stand: Ende April 
2020)14. 

Diese Maßnahmen sind angesichts der 
Heftigkeit der wirtschaftlichen und be-
schäftigungspolitischen Effekte der 
Pandemie unumgänglich und ein Mittel 
zur Stabilisierung des wirtschaftlichen und 
sozialen Gefüges innerhalb der EU. Durch 
die aktuelle wirtschafts- und finanzgelei-
tete Fokussierung werden jedoch andere 
Politiken und Strategien der EU, vermutlich 
auch der im Dezember 2019 als Wachs-
tumsstrategie vorgestellte  Green Deal, pri-
oritär nach unten und zeitlich nach hinten 
gereiht werden15. Genau dies sollte aber 
unter allen Umständen vermieden werden: 
Eine so günstige Gelegenheit zur Korrek-
tur umweltpolitischer Fehlentwicklungen 
kommt möglicher Weise nicht so rasch 
wieder. Die Notwendigkeit eines zügigen 
Umbaus der Wirtschaft in Richtung Klima-

neutralität und Ressourceneffizienz steht 
argumentativ außer Frage, Viruspandemie 
hin oder her: Der Green Deal ist erstmals 
ein europäischer politischer Bezugsrahmen 
dazu und sein Fahrplan sollte deshalb nicht 
verschoben werden 

Die Anthroposphäre muss sich wieder in 
die Biosphäre einfügen. 
Das Coronavirus nahm seinen Ausgang 
in einem sehr kleinen Teil der Tierwelt der 
Biosphäre – der Gesamtheit der Lebewe-
sen – und entfaltete seine pandemische 
Wirkung in der Anthroposphäre, dem vom 
Menschen geschaffenen und beeinfluss-
ten Lebensraum. Beide Sphären hängen 
eng miteinander zusammen. Getätigte 
Handlungen des Menschen in seiner 
Sphäre wirken massiv auf die Lebens-
welt anderer Lebewesen ein: Im Falle des 
Coronavirus haben Wissenschafter beob-
achtet, dass Räume von Tieren am oberen 
Ende der Nahrungskette, die der Mensch 
durch seine Handlungen zum Verschwin-
den bringt (Vordringen in die Reviere von 
wilden Tieren), durch Tiere am unteren 
Ende der Kette, wie Ratten und Mäuse, 
die mehr Krankheitserreger in sich tragen, 
eingenommen werden. Die Veränderung 
des Lebensraums kann wilde Tiere und 
ihre Krankheitserreger auch dazu zwin-
gen, woanders hin auszuweichen – auch 
in von Menschen bewohnte Gebiete16. Der 
Ausgang der Viruspandemie in Asien soll-
te jedoch nicht den Blick dafür versperren, 

dass der Rückgang der Biodiversität auch 
vor Europa nicht Halt macht und Formen 
wirtschaftlicher Aktivitäten, konkret die 
gegenwärtige Landwirtschaft, die schwer-
wiegendsten Bedrohungsfaktoren für die 
Ökosysteme in Europa sind17. 

Die Staaten, zusammen mit den von ihnen 
gebildeten internationalen Staatenver-
bünden, Organisationen und Formaten 
– Europäische Union, Welthandelsorga-
nisation (WTO), G7 u.ä. – verfügen über 
Zugang zu wissenschaftlichen Wissens-
grundlagen, Finanzmittel und auch ver-
schiedenartig stark ausgeprägte und 
rechtlich verankerte politische Macht, 
um einen Rahmen für das wirtschaftliche 
Handeln der Menschen vorzugeben. Die 
sich zuspitzende ökologische Situation 
auf der gesamten Welt erfordert jedoch 
ein weit entschlosseneres und vor allem 
rascheres Handeln. 

Mag. Martin Hutter 
bringt als Geograph raum- und regio-
nalpolitische Expertise in die Abwick-
lung der EU-Förderungen innerhalb 
der Stadt Wien ein. Mit Blick auf den 
großen europäischen Rahmen sind 
ihm das Verstehen der Vielgestaltig-
keit einer Stadt und die human- und 
physiogeographischen Aspekte städti-
scher Funktionen dabei ein besonderes 
Anliegen. 

14 https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/overview-commissions-response_de#economicmeasures 
15 https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/deutsche-ratspraesidentschaft-leere-formulierungen-zum-green-deal/ 
16 https://www.dw.com/de/wie-die-coronavirus-pandemie-mit-der-zerstörung-von-tier-und-pflanzenwelt-zusammenhängt/a-53080604 
17 https://ec.europa.eu/environment/nature/pdf/SoN%20report_final.pdf 
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BIG
Bildungskooperationen  
in den Grenzregionen

Die Grenzzäune 50 Kilometer östlich von Wien sind Geschichte, die Nachbarstaa-
ten Slowakei, Ungarn und Tschechien sind mit der gemeinsamen Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union näher gerückt. Auch wenn noch von grenzüberschrei-
tender Zusammenarbeit gesprochen wird, ist es eigentlich ein gemeinsamer 
Wirtschafts- und Lebensraum, der Wien mit den Nachbarstädten und –regionen 
verbindet. Den Grundstein für ein gedeihliches Miteinander bilden sprachliche, in-
terkulturelle und soziale Kompetenzen, insbesondere Kenntnisse in den Nachbar-
sprachen. Um diesen Grundstein noch besser zu verankern, werden Kinder schon 
im Kindergarten an die Sprache und Kultur der Nachbarländer herangeführt.

Das ist in kurzen Worten die Idee, die hinter 
dem Projekt BIG – Bildungskooperationen 
in den Grenzregionen steckt. Im Rahmen 
dieses Projektes haben sich zwölf Gebiets-
körperschaften und bildungspolitische 
Institutionen aus Österreich, Tschechien, 
der Slowakei und Ungarn zusammenge-
schlossen, um  Kindern und Jugendlichen 
die Möglichkeit zu bieten, die Potenziale der 
Regionen über Ländergrenzen hinweg zu 
erkennen und zu nutzen. Die Entwicklung 
und der Erwerb der genannten Schlüssel-
kompetenzen vom frühen Kindesalter eröff-
net Heranwachsenden die Möglichkeit, Bil-

dungs-, Arbeits- und Lebenspotenziale der 
Region künftig besser zu nutzen. Sie können 
Kontakte aufbauen und pflegen und so die 
vielfältigen kulturellen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Angebote in dem 
Vier-Ländergefüge optimal vernetzen und 
ausbauen. 

Die drei Teilprojekte werden jeweils im 
Rahmen der INTERREG V-A Programme 
(AT-CZ, AT-HU, SK-AT) durch Mittel aus 
dem Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung EFRE in Höhe von rund 3 Mio. Euro 
gefördert. Zu den prioritären Zielen zählt 
die Qualitätssteigerung der Sprachförder-
maßnahmen in der nachbarsprachigen bzw. 
mehrsprachigen Bildung. Dabei helfen die 
Entwicklung und Erprobung neuer lern-
methodischer Konzepte und Materialien, 
die u.a. durch die gemeinsamen grenzüber-
schreitenden Inhalte verbunden werden. 
Die systemische Herangehensweise unter 
Einbindung aller Ebenen (Kindergarten, 

Eltern, Schule, Verwaltung, pädagogische 
Ausbildung) und die Qualitätsentwicklung 
der durchgängigen Sprachbildung bilden 
einen besonders wertvollen innovativen As-
pekt des Projekts. Im Kooperationsprojekt 
zwischen österreichischen und slowakischen 
Partnern liegt z.B. ein Fokus auf der Transiti-
on von der Volksschule in die Sekundarstufe I 
(Neue Mittelschule). Grenzüberschreitende 
Weiterbildungsveranstaltungen für Pädago-

ginnen und Pädagogen aus dem Kindergar- Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei Am Ende des Projekts liegt ein erprobtes 
ten- und Schulbereich, Austauschmöglich- auf dem Übergang vom Kindergarten in die und evaluiertes didaktisch-methodisches 
keiten auf Verwaltungsebene und unter den Schule sowie auf der Förderung der sozialen Gesamtpaket zur durchgängigen Sprach-
pädagogischen Ausbildungseinrichtungen und kommunikativen Kompetenzen. Durch bildung und Erlebnispädagogik vor, das 
und vor allem viele Möglichkeiten für grenz- eine begleitende Qualifizierungsoffensive Anwendung im gesamten Programmgebiet 
überschreitende Aktivitäten von Kindern, der Pädagoginnen und Pädagogen, die Eta- und darüber hinaus finden kann und soll. 
über die auch die Eltern und Familien er- blierung neuer Formen der Weiterbildung Zur nachhaltigen Nutzung und Vernetzung 
reicht werden, bilden das vielfältige Maß- sowie die Umsetzung in den Piloteinrich- der neuen innovativen Methoden und Ma-
nahmenpaket des Projekts. tungen soll die professionelle, in den Alltag terialien, wird außerdem eine elektronische 

integrierte Sprachförderung in den Institu- Wissensplattform installiert. 
Unter dem Aspekt der Erlebnispädagogik tionen nachhaltig verankert werden. Zudem 
und in Zusammenarbeit der Institutionen wird durch gezielte grenzüberschreitende 
wird außerdem ein gemeinsames grenzüber- Aktivitäten mit Kindern, Jugendlichen sowie 
schreitendes Bildungsprogramm für die kon- Pädagoginnen und Pädagogen der interkul-
tinuierliche Sprachvermittlung entwickelt. turelle Austausch gefördert. 

Projektbeteiligte: 

Amt der NÖ Landesregierung (LP) (AT) Westpannon GmbH (Szombathely , HU) Daphne NGO Institut für applizierte  
Ökologie (SK)

Stadtschulrat für Wien Europa Büro (AT) Westungarische Universität Sopron (HU)
Stadtteil Bratislava - Nové Mesto (SK)

Österreichische Kinderfreunde-Landes- Zvas Einrichtung für die LehrerInnenaus-
organisation Wien (AT) bildung und Servicezentrum für Schulen in Gemeinde Záhorska Ves (SK)

České Budejovice (CZ)
Amt der OÖ Landesregierung, Direktion 
Bildung und Gesellschaft (AT, nur im Projekt Zvas Einrichtung für die LehrerInnenaus-
AT-CZ beteiligt) bildung und Servicezentrum für Schulen in 

Brno (CZ)
Land Burgenland (AT, nur in den Projekten 
AT-HU und SK-AT beteiligt) Stadt Senica, Enviropark Pomoravie (SK)

Laufzeit: Förderprogramm: Projektbudget der Wiener Organisationen: 

02/2016-10/2019 (AT-HU) Interreg V-A Österreich-Ungarn 2014-2020 € 1.230.800 davon EFRE: € 1.046.200 (AT-HU)

03/2016-10/2019 (AT-CZ) Interreg V-A Österreich-Tschechische  € 1.237.300 davon EFRE: € 1.051.700 (AT-CZ)
Republik 2014-2020

03/2017-10/2020 (SK-AT) € 1.102.400 davon EFRE: € 937.000 (SK-AT)
Interreg V-A Slowakei-Österreich 2014-2020
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17,2% aller Studierenden in Österreich ka-
men aus einem anderen EU-Mitgliedstaat. 
Damit liegt Österreich im EU-weiten Ran-
king (2017) an dritter Stelle nach Luxem-
burg (46.7%) und Zypern (23,1%), mehr als 
doppelt so viele EU-Studierende als im EU-
Durchschnitt (8,1%) wählten Österreich als 
Studienort. 

Luxemburg 46.7% 

Zypern 23,1% 

Österreich 17,2% 

Eu-Durchschnitt 8,12% 

Im deutschsprachigen Raum ist Wien mit 
Mehr als 5.700 österreichische Studieren- knapp 200.000 Studierenden die größte 
de haben 2017 im Rahmen von Erasmus an Universitätsstadt. Rund 18%, das sind 
einer europäischen Universität studiert. ca. 35.000 Studierende, kommen aus ande-

ren EU-Staaten. 

Das EU-weite Programm für Bildung Erasmus+ hat seit seinem Bestehen mehr als vier Millionen Menschen dabei unterstützt, im EU-
Ausland Erfahrungen zu sammeln. Für den Zeitraum 2014-2020 stehen 14,7 Milliarden Euro dafür zur Verfügung. Zwei Millionen Stu-
dierende können im Ausland studieren oder sich fortbilden. Mehr als 500 000 junge Menschen können im Ausland Freiwilligen-
dienst leisten oder an einem Jugendaustausch teilnehmen. 800 000 Lehrkräfte können im Ausland unterrichten oder sich fortbilden. 
650 000 Auszubildende erhalten Stipendien. 

Junge Menschen und Bildungsabschluss 

83,5% der jungen Menschen zwischen 20 und  24 Jahren in der EU verfügten 2018 mindestens über einen Abschluss im Sekundarbereich II 
(Matura, Berufsausbildung oder Weiterbildungsschule). In Kroatien betrug dieser Anteil 96,2%, was den höchsten Wert in der EU bedeutet. 
Österreich lag bei 88%, die österreichischen Nachbarstaaten Slowakei, Tschechien und Slowenien zwischen 89,4% und 91,5%. Das Schlusslicht 
bildete Spanien mit 72,7%, Deutschland erreichte 77,4%. 

Kroatien 96,7% Ungarn 85% 
Irland 94,4% Belgien 84,8% 

Griechenland 93,9% Schweden 84,5% 
Litauen 92,1% EU-28 83,5% 

Slowenien 91,5% Estland 82,6% 
Zypern 91,5% Niederlande 82,5% 

Polen 91,2% Rumänien 81,7% 
Tschechische Republik 89,5% Italien 81,1% 

Slowakei 89,4% Portugal 80,8% 
Lettland 88,3% Deutschland 77,4% 

Frankreich 88,1% Malta 76,9% 
Österreich 88% Luxemburg 76,8% 

Finnland 87,4% Dänemark 74,5% 
Bulgarien 86% Spanien 72,7% 

Lebenslanges 
Lernen 
Die Herausforderungen sind groß: Europa möchte auch weiterhin als potenter Technologie-
innovator im Konzert der globalen Wirtschaft mitspielen. Die Digitalisierung bringt einen 
Wandel der Arbeitswelt mit sich. Der Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft stellt 
ebenfalls neue Anforderungen an die Kompetenzen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Ein im globalen Vergleich hohes europäisches Bildungsniveau unterstützt dabei die Aus-
gangsposition. Nichtsdestotrotz sind weitere Anstrengungen und Investitionen in Bildung und 
Ausbildung ein Muss. Insbesondere jene Fähigkeiten, über die Maschinen und Computer eben 
nicht verfügen, werden immer bedeutender, Hand in Hand mit der Bereitschaft zum lebens-
langen Lernen. Optimierte Ausbildungssysteme, einschließlich Förderung einer kontinuier-
lichen Weiterbildung, machen die Gesellschaft fit für die neuen Herausforderungen. Sie helfen 
– im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes als Eckpfeiler des europäischen Demokratiedenkens – 
soziale Inklusion, politische Partizipation und gleichberechtigten Chancenzugang herzustellen. 
Die eigenen Kompetenzen zu erhalten und auszubauen, sichert für jede/n Einzelne/n Beschäf-
tigungsfähigkeit und uneingeschränkte Teilhabe an der Gesellschaft. 

Nicht zuletzt zeigen die Auswirkungen der aktuellen Pandemie auf, wie sehr die Bereitschaft und 
Fähigkeit, sich neuen Gegebenheiten anpassen zu können und innovative, kreative Lösungen 
für eine sich schnell verändernde Gesellschaft und Wirtschaft zu finden, zur Resilienz Europas in 
einer Zeit des raschen und tiefgreifenden Wandels von Bedeutung sind. Lernen kann eben auch 
weh tun. Wenn aufgeklärte Gesellschaften auch gerne davon ausgehen, dass soziales Lernen 
aus freien Stücken und edlen Motiven erfolge, zeigt die Erfahrung, dass so manches Lernen nur 
durch Versuch, Scheitern und Korrektur der kollektiven Vorstellungen erfolgen kann. 

Die bisher nicht sehr ausgeprägte Nutzung der digitalen Errungenschaften durch das öster-
reichische Schulsystem musste auf Grund der Corona-Krise innerhalb kürzester Zeit optimiert 
werden. Der Befund, dass das Konzept des lebenslangen Lernens, das den Menschen dazu 
befähigen soll, die eigenen Kompetenzen und Fähigkeiten sowie sein Wissen über seine ge-
samte Lebensspanne eigenständig zu festigen und zu erweitern, gerade im Schulsystem noch 
nicht angekommen ist, trübt europäischen Optimismus. Dass die Jugend selbst einen viel 
positiveren Blick auf das Lernen in einem vereinten Europa wirft, zeigt einer der folgenden Bei-
träge. Austauschprogramme auf universitärer Ebene tragen in Zeiten einer erneut drohenden 
Entfremdung zwischen den europäischen Ländern zur interkulturellen Kommunikation bei und 
fördern das Bekenntnis zu einer europäischen Identität. 

Lernansätze auf Ebene der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union fordert ein weiterer 
Beitrag: Die Bewältigung der Corona-Krise darf nicht bedeuten, dort weiterzumachen, wo wir 
zu Beginn der Pandemie standen. Nachhaltiges Erholen ist nur möglich, wenn die Gelegenheit 
genutzt wird, Fehlentwicklungen, die die Krise schonungslos aufgezeigt hat, zu korrigieren. 
Weder das Untergraben von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie noch nationale Egoismen 
sind mit lebenslangem Lernen und europäischem Denken vereinbar. 

101 


	Wer Europa einen kann.  Laura Fischer 
	Seite 52
	Seite 53

	Was bleibt, wenn das   Coronavirus geht? Martin Hutter
	Seite 54
	Seite 55

	BIG - Bildungskooperationen  in den Grenzregionen
	Seite 56

	Seite 51

